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1. Hintergrund und Begründungen - Bezüge zur UN- Behindertenrechtskonvention
Häufigkeit von Gewalt – Ergebnisse der repräsentativen Studie
Gewalt verletzt Frauen und Mädchen in ihrer körperlichen und seelischen Integrität und schränkt ihre Chance, ein selbstbestimmtes Leben zu führen, ein. Frauen und Mädchen mit Behinderung erleben einerseits als Frauen geschlechtsspezifische Gewalt,  aufgrund ihrer Behinderung/Beeinträchtigung und der damit verbundenen Lebensbedingungen – z.B. durch eine höhere Angewiesenheit auf Andere – sind sie besonders verletzbar, bedarf der Schutz vor Gewalt besonderer Aufmerksamkeit. 
Frauen mit Behinderung sind sehr viel häufiger von unterschiedlichen Formen von Gewalt betroffen als der weibliche Bevölkerungsdurchschnitt. Die repräsentativen Ergebnisse der vom BMFSFJ in Auftrag gegebenen Studie zur „Lebenssituation und Belastungen von Frauen mit Beeinträchtigungen und Behinderungen in Deutschland“ (2012) bestätigen dies.
Im Rahmen der Studie wurden über 1.500 Frauen mit unterschiedlichen Behinderungen und Beeinträchtigungen in Haushalten und in Einrichtungen zu ihrer Lebenssituation, zu Gewalterfahrungen und Diskriminierungen in Kindheit, Jugend und Erwachsenenleben befragt. Es handelt sich um die erste repräsentative Studie in Deutschland und im europäischen Raum. Die Ergebnisse zeigen ein erschreckend hohes Ausmaß an Gewalterfahrungen. 
· Frauen mit Behinderung machen oftmals wiederholte Erfahrungen von Gewalt im Lebensverlauf; Gewalt kann schwerwiegende Beeinträchtigungen und Behinderungen nach sich ziehen.

· Frauen mit unterschiedlichen Behinderungen berichteten zwei-bis dreimal häufiger von sexueller Gewalt als der weibliche Bevölkerungsdurchschnitt. Insgesamt berichtet fast jede 2. der befragten Frauen von sexuellen Gewalthandlungen in Kindheit, Jugend oder im Erwachsenenalter. 

· Frauen mit Behinderung erfahren fast doppelt so häufig wie nichtbehinderte Frauen körperliche Gewalt: 3 von 5 (über 60%-75%) der befragten Frauen berichteten von körperlicher Gewalt im Erwachsenenalter.

· Frauen mit Behinderung sind zudem deutlich häufiger psychischen Übergriffen ausgesetzt. 70-90 von 100 Frauen der Frauen gaben Erfahrungen mit psychischer Gewalt an. 

Gehörlose Frauen sind am häufigsten von körperlicher, psychischer Gewalt sowie sexueller Gewalt und sexueller Belästigung betroffen, besonders oft in Schulen, Internaten und Einrichtungen, gefolgt von blinden Frauen, psychisch erkrankten Frauen und körperbehinderten Frauen. Viele der befragten Frauen hatten außerdem ein stark eingeschränktes Sicherheitsgefühl, sowohl im sozialen Umfeld als auch im öffentlichen Raum. 

Wie im Bevölkerungsdurchschnitt sind die Täter zumeist männlich und kommen aus dem Nahfeld der Frauen und Mädchen:  Familienmitglieder, Partner oder Ehemänner,  in Einrichtungen Personal, Kollegen oder Mitbewohner.  Gleichzeitig ist das Risiko, als Frau mit Behinderung in der Öffentlichkeit durch kaum oder unbekannte Täter/ Täterinnen Gewalt zu erfahren, größer als im Bevölkerungsdurchschnitt. 

In der Familie erlebten über die Hälfte der Frauen psychische Gewalt durch Eltern, 74 – 90 von 100 Frauen berichten von körperlicher Gewalt durch Eltern. Nahezu ein Drittel der Frauen mit Behinderung erlebt sexuellen Missbrauch als Kind oder Jugendliche – im Vergleich dazu: 10% der Frauen ohne Behinderung erleben sexuellen Missbrauch in Kindheit und Jugend. Erwachsene Frauen mit Behinderung erleben doppelt bis 3 mal so häufig psychische und körperliche Gewalt durch ihre Partner (ca. jede 2.-3. Frau) als Frauen im Bevölkerungsdurchschnitt und 3-4 mal so häufig sexuelle Gewalt durch ihre Partner. 

¼ der Frauen mit sogenannten geistigen Behinderungen aus Einrichtungen gaben an, in ihrer Kindheit sexuellen Missbrauch erfahren zu haben, wobei das Forschungsteam von einer hohen Dunkelziffer ausgeht. Jede 5. Frau berichtete von sexueller Gewalt in Einrichtungen im Erwachsenenleben. Wesentlich häufiger werden psychische und körperliche Gewalt erlebt (je nach Befragungsgruppe bis zu 90%). 

Das Leben in einer Einrichtung geht zudem oftmals mit erheblichen Einschränkungen der selbstbestimmten Lebensführung und der Wahrung der eigenen Intimsphäre einher. Viele Frauen erleben die gegebenen Strukturen als einschränkend und belastend. Dazu zählen beispielsweise 
· dass 20% der befragten Frauen kein eigenes Zimmer hatten,
· nur 10-15% eine eigene Wohnung besaßen,
· 20-40% angaben, dass es in der Einrichtung keine abschließbaren Waschräume gebe. 

Neben Einrichtungen der Behindertenhilfe müssen im Zusammenhang mit Gewalterfahrungen auch psychiatrische Wohneinrichtungen genannt werden. Zum einen erfahren Frauen in psychiatrischen Einrichtungen Gewalt. Zum anderen gibt es nur unzureichenden Schutz in psychiatrischen Einrichtungen für Frauen, die zuvor Gewalt erfahren haben. 

(Zwangs)sterilisation 
37% der Frauen mit Lernschwierigkeiten in Einrichtungen berichten von sexuellen Erfahrungen. Allerdings sind 17% der in Einrichtungen befragten Frauen mit Lernschwierigkeiten sowie 18% der im eigenen Haushalt lebenden Frauen sterilisiert. Insgesamt sind in Deutschland 8% der Frauen im reproduktiven Alter sterilisiert.

Behindertenrechtskonvention
Die UN-Behindertenrechtskonvention schreibt vor, dass Menschen mit Behinderung generell vor Gewalt und Frauen und Mädchen im Besonderen vor mehrfacher Diskriminierung und geschlechtsspezifischer Gewalt zu schützen sind. 

Art. 6 UN-BRK – Frauen mit Behinderungen: „Die Vertragsstaaten anerkennen, dass Frauen und Mädchen mit Behinderung mehrfacher Diskriminierung ausgesetzt sind, und ergreifen in dieser Hinsicht Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass sie alle Menschenrechte und Grundfreiheiten voll und gleichberechtigt genießen können.“ 

2 Art. 16 UN-BRK – Freiheit von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch: „Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, Sozial-, Bildungs- und sonstigen Maßnahmen, um Menschen mit Behinderung sowohl innerhalb als auch außerhalb der Wohnung vor jeder Form von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch, einschließlich ihrer geschlechtsspezifischen Aspekte, zu schützen.“

Daraus leiten sich auf unterschiedlichen Ebenen Forderungen für den Schutz der Persönlichkeitsrechte der Frauen und Mädchen ab. 
In der folgenden Tabelle sind die Forderungen, die sich aus Sicht der ZGF ableiten, aufgelistet. 

Grundlagen der Forderungen sind
· fachliche Gegebenheiten bei Betroffenheit von Gewalt

· Positionspapier der staatlichen Koordinierungsstelle nach Art. 33 UN-BRK vom 14.9.2012 „Frauen und Mädchen mit Behinderung besser vor Gewalt schützen“ 

· Ergebnisse des Fachtages „Gewalt gegen Frauen und Männer mit Behinderung. Was können wir in Bremen dagegen tun“ vom 27.11.2012

· Ergebnisse einer Recherche zur Barrierefreiheit bei Einrichtungen, die Angebote für von Gewalt betroffene Frauen machen

· Ergebnisse der Befassung des Frauenforum Gesundheit vom 6.6.2012 sowie vom 28.11.2012
Diese Forderungen müssen mit den Gegebenheiten in Bremen abgeglichen werden. 
Für einen Maßnahmekatalog sind weitere Sachstandserhebungen nötig. 

· Was müssen wir noch wissen?

· Was wissen wir schon, was zu tun ist?
	Forderungen


	Situation in Bremen


	Handlungsbedarf

	Selbstbehauptungs - und Selbstverteidigungskurse

Angebot und Finanzierung gewährleisten 
	In Bremen scheitern Kurse nach Aussage von Pro Familia immer wieder auch an der fehlenden Finanzierung. 

Es gibt WENDO Kurse im Mädchentreff Huchting vom BDP Mädchenkulturhaus

Unterschiedliche Einrichtungen und Werkstätten haben Angebote zur Stärkung des Selbstbewusstseins, zum Thema „Sexualität“.
Es gibt in Bremen einen Verbund von WENDO-Trainerinnen, die auch Angebote für Frauen und Mädchen mit Behinderung machen. In Zukunft werden sie das Angebot über einen Verein anbieten können. 
	Finanzierung von Angeboten klären. Insbesondere Prüfung, ob aus dem SGB IX eine Verpflichtung der Rehabilitationsträger (dazu gehören auch Träger der Jugend- und Sozialhilfe) folgt, Kurse anzubieten und zu finanzieren. 
Inklusionsbeirat schlägt eine Konkretisierung der Eingliederungshilfeverordnung (§ 6) vor.

Mögliche Kooperationsvereinbarungen zwischen dem Landesbehindertenbeauftragten, Ressorts, ZGF, Behindertensport, Interessenvertretung, Trainerinnen…. zur Bereitstellung entsprechender Kurse.

	Frauenbeauftragte in Einrichtungen

Wahl von Frauenbeauftragten nach den Erfahrungen des Bundesmodellprojekts


	Es hat in Bremen Versuche von engagierten Fachleuten gegeben, Frauenbeauftragte wählen zu lassen. Dies gibt es aktuell so nicht mehr. Möglicherweise wird das Vorhaben von der Werkstatt Bremen wieder aufgegriffen.


	Sachstand zu bisher gemachten Erfahrungen mit Frauenbeauftragten in Einrichtungen erfassen – Erfahrungen auswerten. Zusammenfassung Kurzbericht zu Frauenbeauftragten in Werkstätten in Bremen siehe Anmerkung am Ende. 
Institutionalisierung der Wahl von Frauenbeauftragten für Bremen prüfen; Fortbildungen und Qualität sichern; ggf. in Leistungsvereinbarungen an Vergabe knüpfen. 

Frauenbeauftragte in Einrichtungen wie im Bundesmodellprojekt erprobt und dokumentiert für Bremen umsetzen?

	Bildung und Information verbessern
Einrichtungen der Behindertenhilfe sollten verbindlich sexualpädagogische Angebote für Mädchen und Frauen mit Behinderung vorhalten und ihre Mitarbeiter/innen entsprechend fortbilden.  

	Schattenriss, Pro Familia, Beratungsstelle für vergewaltigte Frauen, das Mädchenhaus Bremen, das Stalking-KIT arbeiten in diesem Feld. Sie bieten Einzel- und teilweise Paarberatung. 

Unterschiedliche Einrichtungen der Behindertenhilfe in Bremen berichten von Angeboten zur Prävention sexueller Gewalt. Allerdings sind sie nicht verbindlich für die Mitarbeiter/innen. 
Die Fachstellen Gewalt gegen Frauen engagieren sich auch im Bereich Prävention und Fortbildung und Qualifizierung.

Allerdings sind die Grenzen des Möglichen bei begrenzten Ressourcen schnell erreicht. 


	Sicherstellung von Angeboten für Frauen und Mädchen sowie der Qualifizierung der Fachkräfte über Leistungsvereinbarungen. 

Leistungsvereinbarungen in Bremen auf Möglichkeiten der Präzisierung prüfen

	Leitlinien

Leitlinien (Prävention und Intervention) als Standard für Zuwendungen festlegen. 
	Vereinbarung der LAG der Wohlfahrtsverbände zur Sicherung, dass Menschen mit Behinderung nur durch geeignetes Personal betreut wird, das nicht einschlägig vorbestraft ist.
Unterschiedliche Einrichtungen haben Leitlinien bei sexueller Gewalt; sie nutzen die Angebote von Schattenriss und Pro Familia

Bremen hat sich mit einer Mitzeichnung eines GFMK-Antrages 2011 dafür eingesetzt, dass Frauen und Mädchen mit Behinderung besser vor nicht geeignetem Personal (Führungszeugnis) geschützt werden müssen.
	Stand Bremen prüfen – welche Leitlinien sind vorhanden?

Können/sollten sie entsprechend präzisiert werden? Gibt es Beispiele guter Praxis in anderen Ländern?
Umsetzung der Vereinbarung der LAG weiter prüfen.
Erfahrungen mit der Vereinbarung auswerten. 



	Gewalt durch Strukturen der Behindertenhilfe verhindern

Einzelzimmer und Wahlrecht der Wohnform; abschließbare Toiletten und Waschräume; Angebote zur Täterarbeit in Einrichtungen; Rückzugsräume. 

Dies gilt auch für psychiatrische Einrichtungen.

	Die Einrichtungsträger führen Fortbildungen für Mitarbeiter/innen zur Thematik in ihren Einrichtungen durch und nutzen dafür die Angebote von Schattenriss und Pro familia. 
Auf dem Fachtag vom 27.11.13 wurde allerdings ein Bedarf nach besserer Fortbildung benannt.

Angebote für Täterarbeit  werden in Einzelfällen mit der Fachstelle Gewaltprävention umgesetzt.
Einrichtung von Heimbeiräten (vorgesehen nach Bremischen Wohn- und Betreuungsgesetz vom 20.10.2010). Nach dem Gesetz werden Leistungsanbieter verpflichtet, sexuelle Übergriffe bei der Heimaufsicht zu melden. 


	In Leistungsvereinbarungen verbindlich festlegen: Bereitstellung von Einzelzimmern und abschließbaren Toiletten und Waschräumen; Wahlrecht bei der Wohnform; Täterarbeit

Verankerung von Fort- und Weiterbildungen für Fachkräfte  zur Thematik insgesamt sowie zur Prävention und Intervention bei Gewalt.

Wohnangebote (Wohngruppen) nur für Frauen anzubieten, um Frauen, die bereits Erfahrungen mit sexualisierter Gewalt gemacht haben, mehr Sicherheit geben zu können.



	Schutz vor Gewalt in der Familie

Entlastung und Unterstützung von Eltern und pflegenden Angehörigen; unbürokratischere Gewährung von Leistungen; Jugendämter sollten Leitlinien zur Prävention gemeinsam mit Elternverbänden und Selbsthilfe entwickeln.

	Sachstand Bremen?
	Öffentlichkeitsarbeit, um für das Thema zu sensibilisieren.
Informationen auch in leichter Sprache.

	Gewaltschutz verbessern

Überarbeitung Gewaltschutzgesetz bzw. ggf. Gesetze der Länder – Platz in einer Wohneinrichtung als Wohnung anerkennen, so dass Täter, die ebenfalls Bewohner sind, verwiesen werden können. 
Verbesserung schnelle Pflege und Assistenz, wenn Pflegende Täter/in ist.

	Nach Berichten von Einrichtungen kann der Gewaltschutz im Falle, dass der Täter/die Täterin auch die betreuende Person ist, im Mädchenhaus oder Frauenhaus auch an der benötigten aber nicht vorhandenen Assistenz scheitern, da die Klärung der Finanzierung oft zu lange dauert und es keine Möglichkeit der Vorfinanzierung gibt. 

Es gibt Hinweise, dass auch in Bremen Frauen in der Psychiatrie nicht ausreichend vor Gewalt z.B. durch Mitpatienten geschützt sind. 


	Sich auf Bundesebene dafür einsetzen, dass Gewaltschutzgesetz entsprechend geändert wird. 

Bei den Leistungsträgern (Krankenversicherung/Rehaträgern/Träger Sozialhilfe) schnelle, unbürokratische Assistenz ermöglichen, wenn Täter Assistenz ist. 
"Not-Topf" zur Vorfinanzierung eines Aufenthaltes in Schutzeinrichtung 

Umgang in der Psychiatrie prüfen, wie Frauen gegen Gewalt (Vergewaltigung) durch Mitpatienten aber auch Personal besser geschützt werden können, z.B. durch geschlechtergetrennte  Unterbringung auf akutpsychiatrischen Stationen. 


	Rechtsanspruch auf gleichgeschlechtliche Pflege


	
	Wahlrecht gesetzlich verankern, insbesondere Initiativen des Landes zur entsprechenden Änderung des SGB - 
z.B. Konkretisierung in § 33 SGB I sowie Streichung von 
 „nach Möglichkeit“ in § 2 II 3 SGB XI


	Barrierefreies Hilfe- und Unterstützungssystem

Studie zeigt, Frauen und Mädchen mit Behinderung kommen hier nicht an. Dies hat über die enge Barrierefreiheit auch Gründe in der Ansprache und Erreichbarkeit eines so nicht passenden Systems. (siehe Umfrage in Bremen).
Einrichtungen brauchen dafür finanzielle und personelle Kapazitäten


	Die Gewaltfachstellen bieten ihr Angebot selbstverständlich auch Frauen und Mädchen mit Behinderung. Allerdings können diese die Angebote wegen unterschiedlicher Barrieren de facto nicht nutzen bzw. nutzen diese nicht entsprechend. Die Einrichtungen bemühen sich um Hausbesuche in Einzelfällen.

Viele Beratungseinrichtungen sind nicht barrierefrei erreichbar: 
· Die Beratungsstelle der pro familia in Bremen ist nicht barrierefrei erreichbar. Nach Absprache ist montags ein Beratungsraum barrierefrei zugänglich, in Bremerhaven und Bremen-Nord sind sie erreichbar, haben aber keine behindertengerechten Toiletten. 
· Die Beratungsstelle des notruf ist nicht barrierefrei erreichbar.
· Bei der Beratungsstelle des Mädchenhauses ist der Aufzug sehr schmal (vermutlich nicht für E-Rollstuhl nutzbar) und es ist eine Stufe zum Fahrstuhl zu überwinden. 
· Schattenriss ist barrierefrei erreichbar und sie haben zudem auf der Website Leichte Sprache umgesetzt. Allerdings sind ihre Toiletten nicht behindertengerecht. 
· Das AWO Frauenhaus ist mit einem Rollstuhl nutzbar.

· Die Beratungsstelle „Hand zu Hand e.V.“ berät auch bei Gewalt. 

Einige Einrichtungen haben einen Umbau bereits konkret geprüft – in der Regel fehlt das Geld dafür.

Bereits im Juli 2008 hat der LBB die LFB um Unterstützung für barrierefreien Zugang der Frauenhäuser gebeten. 


	Ressourcen für die notwendigen baulichen und personellen Maßnahmen zur Verfügung stellen.

Angebotspalette an die Bedarfe von Frauen und Mädchen mit – unterschiedlichen – Behinderungen anpassen. 

Angebote der Hilfeeinrichtungen so bekannt machen, dass sie Frauen mit Beeinträchtigungen/Behinderung sowie deren Angehörige gut erreichen. 

Ggf. Schwerpunktsetzung in verschiedenen Einrichtungen nötig? Wenn es zu wenig Frauen mit besonderen Bedarfen gibt?

Sicherstellung der Fort- und Weiterbildung der Fachkräfte zum Thema

Ist gewährleistet, dass Frauen die Frauenberatungsstellen konkret erreichen können? Fahrdienste? Begleitung? 



	Barrierefreie Kommunikation: 
Informationen in leichter Sprache; 


	Angebote des Unterstützungs- und Hilfesystems sind in der Regel für Frauen mit Behinderung nicht unbedingt nutzbar 
	Mehr Angebote (Information, Aufklärung, Beratung) auch in leichter Sprache.

ZGF prüft, welche ihrer Materialien übersetzt werden sollten. 

verbindliche Regelung der Finanzierung von Kommunikationshilfen und Gebärdendolmetscher/innen



	Verbesserung der therapeutischen Angebote 

	Nach Aussagen von Fachleuten fehlt es an Therapiemöglichkeiten in Bremen. 

	Klären: besteht das Angebot der Traumaambulanz auch für Frauen mit z.B. sog. geistiger Behinderung? Passt das Angebot – sind die vorgesehenen Stunden ausreichend – kann sichergestellt werden, dass die Frauen danach weiter betreut werden?

Finanzierung von Angeboten, die mit anderen, für die Finanzierung durch KV nicht anerkannten Methoden arbeiten. 



	Unterstützung in Strafverfahren


	Antwort des Senats auf eine große Anfrage der CDU vom 27.3.2012: es gibt keine Aufschlüsselung von Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung in Bezug auf Menschen mit Behinderung.


	Verbesserung der Datenlage

Das Land Bremen kann sich auf Bundesebene für einen Rechtsanspruch auf psychosoziale Prozessbegleitung einsetzen. 


	Praxis der Zwangssterilisationen stärker prüfen


	In § 1905 BGB ist die Sterilisationen von dauerhaft einwilligungsunfähigen Personen geregelt. Bundesweit gab es 2011  41 Genehmigungen. Die Statistik 2011 ist leider nicht auf Bundesländer bezogen. In den Vorjahren hatten wir in Bremen keine Genehmigungen nach § 1905 BGB. Aus meiner Kenntnis sehe ich keinen Handlungsbedarf.
(Rückmeldung SKJV/Abt. 3)

Die Statistik  weist nach Auskunft von SfJV für 2010 und 2011 keine und 2012 einen Fall einer Sterilisation gemäß § 1905 BGB auf. Ob diese dann tatsächlich auch durchgeführt wurden, wird allerdings nicht erfasst.


	


Frauenbeauftragte in der Werkstatt Bremen

Zusammenfassung einer Schilderung der ehemaligen Frauenbeauftragten 
Vor Jahren (wann?) gab es in der Werkstatt Bremen in allen Betriebsstätten jeweils eine gewählte Frauenbeauftragte (Fb) sowie eine gewählte Stellvertreterin. Wie beim Werkstattrat wurden diese begleitet und beraten durch eine Bedienstete der WfbM (zuletzt durch die Frauenbeauftragte der Bediensteten). 
Die Fb trafen sich monatlich und luden zu Frauenversammlungen ein.  Die Aufgaben entwickelten sie nach dem Vorbild des LGG (Landesgleichstellungsgesetz): Untersuchung der WfbM- Beschäftigungsplätze nach geschlechtsspezifischen Tätigkeiten und Entgeltgruppen; Schulung und Fortbildung zum Thema Diskriminierung, Benachteiligung und Gleichstellung von Frauen gehörten genauso dazu wie Sensibilisierungs- und Präventionsmaßnahmen wie beispielsweise Selbstbehauptungskurse/WenDo; Spiele, Bildungsurlaube oder Kurse nur für Frauen zum Thema Freundschaft + Sexualität; praktische Biografiearbeit, Körperwahrnehmungsübungen sowie Kontakt und Austausch mit anderen Organisationen, die die Förderung der Gleichberechtigung von Frauen zum Ziel haben, bzw. das Thema sexualisierte Gewalt an Frauen mit Beeinträchtigung als Problem erkannt hatten und Unterstützung gaben, wie der Verein Schattenriss. 
In der Doppelfunktion konnte die FB sowohl für die Bediensteten als auch für Frauen mit Behinderung Maßnahmen, Kurse, Ziele und Fortbildungen mit definieren und Einfluss nehmen. Die damalige Geschäftsführerin hat diese frauenspezifischen Maßnahmen sehr unterstützt. Seit einiger Zeit gibt es diese Frauenbeauftragten nicht mehr.

Erfahrungen und Einschätzung für die weitere Arbeit

Eine einzige Frauenbeauftragte für die ganze WfbM alleine, angedockt an den Werkstatträten ist viel zu wenig und wird kaum Chancen haben, frauenspezifische Interessen und Belange aufzugreifen und voran zu bringen. Es braucht eine Frauenbeauftragte und Stellvertreterin pro Betriebsstätte für ein kleines Netzwerk sowie einer weiblichen frauenbewegten Person, die berät, begleitet, Themen aufbereitet, die die Frauen bewegen, was organisiert etc. Schon damals war der Wunsch groß, einen geschützten Frauenort zu haben, wo Frauen unter sich sind, um offen erzählen zu können, zu lachen, zu weinen, Kaffee zu trinken, zu klönen und an dem auch Kurse abgehalten werden könnten. 

In Institutionen geschehen immer wieder sexualisierte Übergriffe bis hin zu Vergewaltigungen, ausgehend von Männern mit Behinderung, aber auch von Männern ohne Behinderung. Grundsätzlich sind zur Verhinderung und Eindämmung in allen Einrichtungen der Behindertenhilfe Maßnahmen für Frauen mit Behinderung und das Personal nötig: Stärkung der Selbstbehauptungskräfte; sexualisierte Gewalt aus der Tabuzone holen. Nötig sind dazu das Engagement der jeweiligen Hausspitzen sowie ein geschultes und sensibilisiertes Personal. In den Wohnformen sollte der Bewohnerbeirat entsprechend geschult werden. Verniedlichungen und Verharmlosungen männlichen "Fehlverhaltens" sollte ein Ende gesetzt werden: „Er wollte doch nur Kontakt zu dir aufnehmen und freundlich sein“ oder: „nu hab dich nicht so, er meinte es doch nicht böse“,  oder eine Bedienstete musste sich sagen lassen, dass sie es sich von einem behinderten Mann gefallen lassen müsse, dass er sie am Busen begrabscht.
Es fehlt an TherapeutInnen, die sich der Frauen annehmen und von der KV finanziert werden. Alternative therapeutische Behandlung sollten gefördert werden, denn klar ist, dass beispielsweise eine normale Psychotherapie eine Überforderung darstellt, dagegen z. B. Gestalt-, Spieltherapien erfolgreicher arbeiten können. 
Gute Beispiele: Die Arbeit von Aiha Zemp, die 2011 gestorben ist. Ihre Arbeit ist zu finden unter:  http://web.archive.org/web/20061206220439/http://aiha-zemp.com/de/fabs
� Im Mai 2012 hat die Fraktion der CDU in der Bremischen Bürgerschaft in Folge der öffentlichen Aufmerksamkeit für das Thema durch die Studie einen Antrag  „Menschen mit Behinderung vor Gewalt und sexuellem Missbrauch schützen“ vorgelegt. In Vorbereitung der Beantwortung sind Einrichtungen und Beratungsstellen nach ihren Angeboten für von Gewalt betroffene Menschen  - Frauen und Mädchen – befragt worden. Die ZGF hat Einrichtungen für von Gewalt betroffene Frauen und Mädchen nach Angeboten und Barrierefreiheit befragt. Die Ergebnisse sind hier eingepflegt. Siehe auch Drucksache 18/323 Antwort des Senats „Menschen mit Behinderung vor Gewalt und sexuellem Missbrauch schützen“


Das Bremer Forum Frauengesundheit (Geschäftsführung ZGF) hat sich am 6.6.2012 mit der Frage von Gesundheit für Frauen mit Behinderung befasst. Einige der Bedarfe und Arbeitsergebnisse sind aufgenommen. 







